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Nach verschiedenen Informationen erwägt die Fraport, bereits im Januar /Februar mit der Rodung von
250 ha Bannwald zu beginnen. Sie beruft sich auf die Möglichkeit des "Sofortvollzugs". "Sofortvollzug"

erlaubt es ihr, tätig zu werden, obwohl das VGH Kassel noch gar
nicht über die Klagen gegen den Ausbau entschieden hat. Käme
es dazu, wäre dies ein weiterer Beleg dafür, dass die Flughafen-
Irren für sachliche Argumente nicht zugänglich sind. Wir bleiben
dabei:

Wer mehr wissen will:
www.flughafen-bi.de

Keine weitere Landebahn!
Nachtflugverbot von 22.00
bis 6.00 Uhr sofort!

Flughafenausbau: Stoppt den Irrsinn!

Politikwechsel ist möglich - Politikwechsel ist nötig

Zeit für Alternativen

Fortsetzung auf Seite 2....

"Jedes sechste Kind in
Deutschland ist von Armut
betroffen." Das sagt der Bericht zur
Lage der Kinder in Deutschland von
Unicef aus Mai 2008.

"Jeder Vierte zwischen 16 und 24
Jahre alte Jungendliche lebt in
materieller Not oder ist davon
bedroht." Das erklärt die
Arbeitsgemeinschaft der Kinder-
und Jungendhilfe (AGJ) Anfang Juni
2008. Im Juli 2008 waren 1,35 Mio.
Menschen in Deutschland auf
ergänzendes Arbeitslosengeld II
angewiesen. Darunter ein rasant
steigender Anteil von Menschen mit
Vollzeit- und Teilzeitstellen. Arm
trotz Arbeit. Für immer mehr
Menschen reicht der Lohn zum
Leben nicht - trotzAufschwung.

In den vergangenen zwei Jahren
hat sich die Zahl der Hungernden
[weltweit] von 848 auf 923 Millionen
Menschen erhöht, d.h. jeder siebte
Mensch auf dieser Erde ist

unterernährt. Tendenz steigend.
Seit Jahrzehnten sterben täglich
mehr als 20 000 Menschen an den
Folgen von Hunger. Doch sie
hungern und sterben nicht etwa,
weil es zu wenig Lebensmittel gibt,
sondern weil sie deren Marktpreise
nicht zahlen können.

Arbeitslosigkeit, Armut, Hunger.
So lange mit der Entfesselung der
Märkte nur millionenfaches Elend
und Verrecken verbunden waren,
waren das keine Themen für
Fernseh-Sondersendungen und
Rettungsprogramme der
Regierungen. Denn dies ist die
Normalität kapitalistischer
Verhältnisse. Aber was Kinder,
Arme, Kranke, Hungernde - was
notleidende Menschen - nicht
schafften, das haben notleidende
Kredite im Handumdrehen
geschafft.

Milliardenschwere Rettungs-
schirme werden aufgespannt um die
Banken zu schützen. Während für

die Rettung der Vermögen der
Reichen unvorstellbare Summen
bereit-gestellt werden, scheinen
Klimakatastrophe, Welternährungs-
krise und der Hunger von Hunderten
Millionen Menschen vergessen.
Arbeitslosigkeit wird nur als
Argument gebraucht, um die Hilfe
für die Banken, Konzerne und
Reichen zu legitimieren.

Der ist jetzt vorbei!



Seite 2, FRANKFURTER STADTZEITUNG

DKP Frankfurt
Hansteinstraße 4
60318 Frankfurt am Main
Telefon: 069 - 46 00 59 67
Fax: 069 - 95 51 76 05
email: dkp-frankfurt@email.de
Internet: www.dkp-frankfurt.de

Aus dem

"Proletarier aller Länder,
vereinigt Euch!”

Programm der
Deutschen
Kommunistischen
Partei
Wer die Welt verändern will,
muss sie erkennen. Wer sich
befreien will, braucht
Genossinnen und Genossen.
Wer Kraft entfalten will, muss
sich organisieren. Wer ein freies,
menschliches Leben erringen,
die Zukunft gewinnen will, muss
kämpfen.

Die Deutsche Kommunistische
Partei hat sich nicht um ihrer
selbst willen gebildet. Sie wirkt
mit der Arbeiterklasse und in der
Arbeiterklasse für die
Zukunftsinteressen der
Menschheit. Soziale Sicherheit
und Gerechtigkeit, Demokratie
und Freiheit, Frieden und
Sozialismus - dafür kämpft die
Deutsche Kommunistische
Partei.

Im August und Dezember 1914
stimmte die SPD den Kriegskrediten
zur Führung des 1. Weltkrieges zu.
So verbündete sie sich mit der
kaiserlichen Regierung. Im
Dezember 1914, in der zweiten
Abstimmung, stimmte Wilhelm
Liebknecht mit NEIN. So setzte er
ein Zeichen gegen das Kriegs-
Morden. Unterstützung fand
Liebknecht anfangs nur bei den
Linken in der SPD um Rosa

Luxemburg, Clara Zetkin und Franz
Mehring. Ab April 1915 gaben sie
erst die Zeitschrift „Internationale“
und dann die Zeitschrift „Spartacus-
Briefe“ heraus, deshalb wurden sie
als „Spartacusgruppe“ bezeichnet.

Bei den folgenden Abstimmungen
1915 und 1916 schlossen sich
weitereAbgeordnete Liebknecht an.
Diese alle wurden zunächst aus der
Fraktion und im Januar 1917
zusammen mit der
„Spartacusgruppe“ und anderen

Vor 90 Jahren:
Am 30. Dezember 1918 wurde die KPD gegründet.

V.i.S.d.P.: B. Freyeisen, Hansteinstr. 4

So sind aber auch die Verhältnisse
ins Gerede gekommen. Kapitalis-
musschelte, wo man hinhört.
Allerdings zielt die kapitalismus-
kritische Rhetorik, die allenthalben
zu hören ist, nicht auf einen
Systemwechsel, sondern auf das
Abfangen der öffentlichen Em-
pörung und Kritik. Denn gerade die
Finanzmarktkrise zeigt vielen
Menschen: Das Geld, das angeblich
für ein menschliches Gesundheits-
wesen, für armutsfeste Renten oder
ein besseres Schulsystem fehlt, ist
plötzlich im Überfluss vorhanden,
wenn es darum geht, die Milliarden
Spekulationsverluste der Banken zu
"sozialisieren".

Die Gleichen, die gegen den
gesetzlichen Mindestlohn wettern,
die gegen das "Recht auf Arbeit und
soziale Sicherheit" anschreien,
verlangen jetzt für sich das "Recht
auf Profit". Der Staat soll es
garantieren.

Über die Erhöhung des
Kindergeldes um 10,- Euro oder der

Renten wird wochenlang diskutiert.
Über 26 Mrd. Euro öffentliche
Gelder für die Hypo Real Estate wird
in einer Nacht vom Finanzminister
und einigen Bankvorständen
entschieden; ein Rettungspaket von
500 Mrd. wird innerhalb weniger
Tage durch das Parlament
gepeitscht.

Mit der Finanz- und Wirtschafts-
krise brechen nicht nur Banken
zusammen, sondern eine ganze
ideologische, politische und
ökonomische Konzeption. Die
neoliberale Politik ist in einer
Legitimationskrise. Vor diesem
Hintergrund findet der ideologische
Kampf um die Interpretation der
Ursachen der Krise statt. So handelt
es sich denn auch bei vielen
Regierungsreden um ideologische
Reden, die wenig mit der wirklichen
Politik zu tun haben.
(Quelle: - Zeitung der DKP,
26.12. 2008, Gastkolumne von Leo
Mayer, leicht gekürzt)

unsere zeit
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as für ein Hohn! Bis vor
kurzem wurde die  “freie

Marktwirtschaft” gefeiert. Jetzt
spricht man von “sozialer
Marktwirtschaft”. Das bedeutet
faktisch nichts Anderes, als - die
Gewinne werden privatisiert und...
die Verluste trägt der Steuerzahler!

it der “Finanzkrise” werden
die Banken mit mindestens 80

Milliarden direkt subventioniert.
Wenn die Banken mehr benötigen,
hat die Regierung 400 Milliarden in
Aussicht gestellt - zahlbar durch ...
den Steuerzahler ... natürlich!

as Bitten und Betteln macht
Schule: Der erste Autokonzern

fragt schon mal an, ob er eventuell
Steuergelder erhalten kann!

ch will gar nicht davon reden,
dass unsere Regierung sich ziert

wie eine Jungfrau, wenn es um 1
Million für die Verbesserung der
Bildung geht, dann dauert das
ganze Verfahren ca. 1 Jahr!

as kann man gegen die
Subventionen des Staates an

Konzerne machen? Die DKP
verweist auf das Grundgesetz!

as Grundgesetz der
Bundesrepublik Deutschland

verweist auf einen klaren Auftrag:
die Überführung der Konzerne in
gesellschaftliches Eigentum, bei
demokratischer Kontrolle, vor
allem durch die Belegschaften und
ihre Gewerkschaften und die
Entwicklung eines neuen
Firmenkonzepts, das Arbeitsplätze
und Standorte dauerhaft sichert.

ine krisenfreie Gesellschaft ist
nur möglich, wenn die

Bedürfnisse und Leistungen der
Bevölkerung Maßstab für die
Produktion werden; wenn es
Verteilungsgerechtigkeit gibt und
wenn alle Prozesse demokratisch
kontrolliert und entschieden
werden.

ie Vergesellschaftung der
wichtigsten Produktionsmittel

ist dafür unumgänglich.

Euer Rabe

Amtliche Arbeitslosenzahlen:

Der Stellenabbau in der hessischen Metall- und
Elektroindustrie

Neckermann-Bilanz 2008:

Am Montag (8.12.) gab es Pfiffe und Buhrufe von mehr als 1000
Beschäftigten für den Chef des Flughafens, Dr. Willi Bender.

Im November wurden in unserer
Stadt 26.984 Menschen als arbeitslos gemeldet. Davon bezogen
21.321 die Sozialhilfe nach dem SGB II. 5.663 bekamen
Arbeitslosengeld. Nicht mitgezählt wurden dabei Arbeitslose, die älter
als 58 Jahre waren, sich krank melden mussten, oder in
“Maßnahmen"  z.B. 1-Euro-Jobs  tätig waren. Die Höhe der
“amtlichen" Arbeitslosigkeit verharrte noch (noch!) leicht unter dem
Niveau des Vormonats.

wird bis zum kommenden Frühjahr auf 4 Prozent
geschätzt. Das wären mehr als 8.000 Arbeitsplätze (vgl. FAZ vom
6.12.08)

Von den rund 2.700 Arbeitsplätzen, die
in Frankfurt übrig geblieben waren, wurden in diesem Jahr weitere
245 abgebaut.

Der
Fraport-Vorstand plant mehrere Tausend Beschäftigte des
Bodenpersonals in eine neue Firma auszugründen (”outsorcing"
sagen die Manager). Für die Beschäftigten hieße das Verringerung
der Einkommen und Verschlechterung der Arbeitsbedingungen.

Die Welt von Kapital und ...Arbeit
FRANKFURTER STADTZEITUNG, Seite 3

oppositionellen Gruppierungen
aus der SPD ausgeschlossen.
Daraufhin gründete sich hieraus im
April 1917 die Unabhängige
Sozialdemokratische Partei
Deutschlands (USPD), der sich
auch die „Spartacusgruppe“ ( als
politisch-ideologisch selbstständige
Richtung der USPD) anschloss.

Im Herbst 1918 kam es zu
revolutionären Kämpfen in
Deutschland; in deren Ergebnis
wurde im November der Kaiser
abgesetzt und es wurde die
Republik ausgerufen. Im Laufe
dieser Kämpfe wurden
unterschiedliche Zielsetzungen

innerhalb der USPD deutlich.
Deshalb gründeten die Linken
innerhalb der USPD, gemeinsam
mit Linken außerhalb der USPD
den Spartakusbund, der die Zeitung
„Rote Fahne“ heraus gab.

Am 29. Dezember 1918 beschloss
eine Reichskonferenz des
Spartakusbundes die
organisatorische Trennung von der
USPD. Am 30. Dezember wurde die
KPD gegründet.

Wenige Tage danach, am 15.
Januar 1919, wurden die Führer der
KPD Rosa Luxemburg und Karl
Liebknecht hinterrücks bestialisch
ermordet.

Fortsetzung von Seite 2, “vor 90 Jahren...”

Rosa Luxemburg Karl Liebknecht
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Am 3./4. November begann die Revolution in Kiel und überflutete in wenigen Tagen ganz Deutschland. Nicht
nur die herrschende Klasse sondern auch große Teile der SPD waren deutschlandweit erschrocken, riefen
nach “Ruhe und Ordnung" und warnten in Berlin schon am 4. November vor “unverantwortlichen Straßen-
demonstrationen". Philipp Scheidemann rief seiner Partei zu: “Jetzt heißt's, sich an die Spitze der Bewegung
stellen, sonst gibt's doch anarchistische Zustände im Reich".
Am 7./8. November erreichten 230 Matrosen aus Kiel in zwei Zügen Frankfurt. Die angeordnete Verhaftung
scheiterte zum größten Teil. Die Unruhe in den Betrieben und unter den Soldaten nahm laufend zu. Um der
Bildung von Arbeiter- und Soldatenräten nach dem Vorbild der Russischen Revolution zuvor zu kommen,

gründet die SPD zusammen mit der liberalen
Fortschrittspartei am 8. November einen
Wohlfahrtsausschuß, an dem sie auch das
Generalkommando des in Frankfurt stationierten
Militärs beteiligte.
Die USPD und ihre Hauptrepräsentanten Tony
Sender und Robert Dißmann erkannten die
Gefahr, die davon ausging. Sie mobilisierten die
Frankfurter Arbeiterschaft, in deren Großbe-
trieben sie seit 1917 agitierten und wirkten auf
das Militär. Mit Erfolg. Am Morgen des 9. No-
vember wehten auf dem “Frankfurter Hof", dem
Hauptbahnhof und den meisten öffentlichen
Gebäuden rote Fahnen. In den Betrieben und
auf den Straßen wurde ein von Tony Sender
verfasster Aufruf des “Provisorischen Aktions-
komitees" verteilt, der mit den Worten schloß:
“Nach fünfzig Monaten des Mordens soll das
werktätige Volk nunmehr Frieden, Freiheit und
Brot haben! Durch die Kraft und Entschlos-
senheit der Proletarier und Soldaten wird aus
dem Blutmeer dieser Schreckensjahre eine neue
Welt erstehen. Es lebe die soziale Republik!”

Tony Sender 1888  1964
besuchte in Frankfurt die
Handelslehranstalt - aktive
Gewerkschafterin. Wechselt
1917 von der SPD, deren
Kriegskurs sie bekämpft, zur
USPD.

Robert Dißmann 1878  1926

gelernter Dreher, Funktionär des
Deutschen-Metallarbeiter-
Verbandes. Wechselt von der
SPD zur USPD; 1918
Bezirkssekretär der USPD für
Hessen-Nassau

“Vorwärts und nicht vergessen...”
Notizen zur Novemberrevolution in Frankfurt

Die DKP Frankfurt und die Redaktion wünscht allen
Leserinnen und Lesern und ihren Familien ein gesundes

und erfolgreiches 2009


